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Text 

Anhangangaben für mittelgroße und große Gesellschaften 

§ 238. (1) Mittelgroße und große Gesellschaften haben im Anhang zusätzlich anzugeben: 

 1. für jede Kategorie derivativer Finanzinstrumente: 

 a) Art und Umfang der Finanzinstrumente, 

 b) den beizulegenden Zeitwert der betreffenden Finanzinstrumente, soweit sich dieser gemäß 
§ 189a Z 4 verlässlich ermitteln lässt, unter Angabe der angewandten Bewertungsmethode 
sowie eines gegebenenfalls vorhandenen Buchwertes und des Bilanzpostens, in welchem der 
Buchwert erfasst ist; 

 2. für zum Finanzanlagevermögen gehörende Finanzinstrumente, die über ihrem beizulegenden 
Zeitwert ausgewiesen werden, wenn eine außerplanmäßige Abschreibung gemäß § 204 Abs. 2 
zweiter Satz unterblieben ist: 

 a) den Buchwert und den beizulegenden Zeitwert der einzelnen Vermögensgegenstände oder 
angemessener Gruppierungen sowie 
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 b) die Gründe für das Unterlassen einer Abschreibung gemäß § 204 Abs. 2 und jene 
Anhaltspunkte, die darauf hindeuten, dass die Wertminderung voraussichtlich nicht von Dauer 
ist; 

 3. auf welchen Differenzen oder steuerlichen Verlustvorträgen die latenten Steuern beruhen und mit 
welchen Steuersätzen die Bewertung erfolgt ist; weiters sind die im Laufe des Geschäftsjahrs 
erfolgten Bewegungen der latenten Steuersalden anzugeben; 

 4. Name und Sitz anderer Unternehmen, an denen die Gesellschaft oder für deren Rechnung eine 
andere Person eine Beteiligung (§ 189a Z 2) hält; außerdem sind die Höhe des Anteils am 
Kapital, das Eigenkapital und das Ergebnis des letzten Geschäftsjahrs dieser Unternehmen 
anzugeben, für das ein Jahresabschluss vorliegt; 

 5. das Bestehen von Genussscheinen, Genussrechten, Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsscheinen, Optionen, Besserungsscheinen oder vergleichbaren Wertpapieren oder 
Rechten, unter Angabe der Zahl und der Rechte, die sie verbriefen; 

 6. Name, Sitz und Rechtsform der Unternehmen, deren unbeschränkt haftender Gesellschafter die 
Gesellschaft ist; 

 7. Name und Sitz des Mutterunternehmens der Gesellschaft, das den Konzernabschluss für den 
größten Kreis von Unternehmen aufstellt; 

 8. im Fall der Offenlegung der von den Mutterunternehmen nach Z 7 und § 237 Abs. 1 Z 7 
aufgestellten Konzernabschlüsse die Orte, wo diese erhältlich sind; 

 9. den Vorschlag zur Verwendung des Ergebnisses oder gegebenenfalls die Verwendung des 
Ergebnisses; 

 10. Art, Zweck und finanzielle Auswirkungen der nicht in der Bilanz enthaltenen und auch nicht 
gemäß § 237 Abs. 1 Z 2 anzugebenden Geschäfte, sofern die Risiken und Vorteile, die aus 
solchen Geschäften entstehen, wesentlich sind und die Offenlegung derartiger Risiken und 
Vorteile für die Beurteilung der Finanzlage der Gesellschaft notwendig ist; 

 11. Art und finanzielle Auswirkungen wesentlicher Ereignisse nach dem Abschlussstichtag, die 
weder in der Gewinn- und Verlustrechnung noch in der Bilanz berücksichtigt sind; 

 12. Geschäfte der Gesellschaft mit nahe stehenden Unternehmen und Personen im Sinn der gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 
2002 betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards, ABl. Nr. L 
2002/243, S. 1, übernommenen internationalen Rechnungslegungsstandards, einschließlich 
Angaben zu deren Wertumfang, zu der Art der Beziehung mit den nahe stehenden Unternehmen 
und Personen sowie weiterer Angaben zu den Geschäften, die für die Beurteilung der Finanzlage 
der Gesellschaft notwendig sind, sofern diese Geschäfte wesentlich und unter marktunüblichen 
Bedingungen abgeschlossen worden sind. Angaben über Einzelgeschäfte können nach 
Geschäftsarten zusammengefasst werden, sofern für die Beurteilung der Auswirkungen dieser 
Geschäfte auf die Finanzlage der Gesellschaft keine getrennten Angaben benötigt werden. 
Geschäfte zwischen verbundenen Unternehmen sind ausgenommen, wenn die an den Geschäften 
beteiligten Tochterunternehmen unmittelbar oder mittelbar in hundertprozentigem Anteilsbesitz 
ihres Mutterunternehmens stehen; 

 13. bei Anwendung des Umsatzkostenverfahrens (§ 231 Abs. 3) die Aufwendungen des 
Geschäftsjahrs für Material und sonstige bezogene Herstellungsleistungen, gegliedert gemäß 
§ 231 Abs. 2 Z 5, und den Personalaufwand des Geschäftsjahrs, gegliedert gemäß § 231 Abs. 2 
Z 6; 

 14. die Aufgliederung der nach § 237 Abs. 1 Z 2 anzugebenden Haftungsverhältnisse und 
Erläuterungen dazu; überdies sind wesentliche Verpflichtungen aus der Nutzung von in der 
Bilanz nicht ausgewiesenen Sachanlagen (§ 224 Abs. 2 A II) gesondert anzugeben, wobei der 
Betrag der Verpflichtungen des folgenden Geschäftsjahrs und der Gesamtbetrag der folgenden 
fünf Jahre anzugeben ist; 

 15. Rückstellungen, die in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesen werden, wenn sie einen 
erheblichen Umfang haben; diese Rückstellungen sind zu erläutern; 

 16. den in der Bilanz nicht gesondert ausgewiesenen Betrag der Einlagen von stillen Gesellschaftern; 

 17. bei der Anwendung einer Bewertungsmethode gemäß § 209 Abs. 2 die Unterschiedsbeträge für 
die jeweilige Gruppe, wenn die Bewertung im Vergleich zu einer Bewertung auf der Grundlage 
des letzten vor dem Abschlussstichtag bekannten Börsenkurses oder Marktpreises einen 
wesentlichen Unterschied aufweist; 

 18. die auf das Geschäftsjahr entfallenden Aufwendungen für den Abschlussprüfer, aufgeschlüsselt 
nach den Aufwendungen für die Prüfung des Jahresabschlusses, für andere 
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Bestätigungsleistungen, für Steuerberatungsleistungen und für sonstige Leistungen. Diese 
Angabe kann unterbleiben, wenn das Unternehmen in einen Konzernabschluss einbezogen und 
eine derartige Information darin enthalten ist; 

 19. in der Bilanz ausgewiesene immaterielle Vermögensgegenstände, die von einem verbundenen 
Unternehmen oder von einem Gesellschafter mit einer Beteiligung (§ 189a Z 2) erworben 
wurden; 

 20. die Beziehungen zu verbundenen Unternehmen; hiebei ist auch über Verträge zu berichten, die 
die Gesellschaft verpflichten, ihren Gewinn oder Verlust ganz oder teilweise an andere Personen 
zu überrechnen oder einen solchen von anderen Personen zu übernehmen; 

 21. die im § 231 Abs. 2 Z 10 und Abs. 3 Z 9 enthaltenen Erträge sowie die im § 231 Abs. 2 Z 14 und 
Abs. 3 Z 13 enthaltenen Aufwendungen aus Gewinngemeinschaften. 

(2) Als derivative Finanzinstrumente im Sinn des Abs. 1 Z 1 gelten auch Verträge über den Erwerb 
oder die Veräußerung von Waren, bei denen jede der Vertragsparteien zur Abgeltung in bar oder durch 
ein anderes Finanzinstrument berechtigt ist, es sei denn, der Vertrag wurde geschlossen, um einen für den 
Erwerb, die Veräußerung oder den eigenen Gebrauch erwarteten Bedarf abzusichern, sofern diese 
Zweckwidmung von Anfang an bestand und nach wie vor besteht und der Vertrag mit der Lieferung der 
Ware als erfüllt gilt. Bei der Anwendung allgemein anerkannter Bewertungsmodelle und -methoden 
(§ 189a Z 4) sind die zentralen Annahmen anzugeben, die jeweils der Bestimmung des beizulegenden 
Zeitwertes zugrunde gelegt wurden. 

(3) Mittelgroße Gesellschaften dürfen die Angaben gemäß Abs. 1 Z 12 auf diejenigen Geschäfte 
beschränken, die mit ihren Gesellschaftern, die eine Beteiligung (§ 189a Z 2) halten, mit Unternehmen, an 
denen die Gesellschaft selbst beteiligt ist, oder mit den Mitgliedern des Vorstands oder des Aufsichtsrats 
geschlossen werden. 
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